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 Gesetzentwurf

 der Fraktion der SPD

 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen
 Wettbewerbsbeschränkungen zur Änderung des Pressefusionsrechtes

 A.  Problem

 Aufgrund  der  Veränderungen  der  Presselandschaft  ist  es  notwendig,  durch  eine
 Änderung  des  Pressefusionsrechtes  den  Handlungsspielraum  kleiner  und  mitt-
 lerer  Presseunternehmen  zu  erweitern,  um  die  Vielfalt  der  Medienlandschaft
 dauerhaft  sicherzustellen.  Vor  diesem  Hintergrund  hat  der  Deutsche  Bundestag
 mit  der  Verabschiedung  des  Achten  Gesetzes  zur  Änderung  des  Gesetzes  gegen
 Wettbewerbsbeschränkungen  am  18.  Oktober  2012  u.  a.  eine  Änderung  des
 Pressefusionsrechtes  beschlossen  (Bundestagsdrucksache  17/11053).  Das  vorge-
 nannte  Gesetz  befindet  sich  derzeit  im  Vermittlungsausschuss.  Die  Regelungs-
 gegenstände  dieses  Vorschlags  stellen  aber  keine  Anrufungsgründe  für  den  Ver-
 mittlungsausschuss  dar.  Es  ist  daher  davon  auszugehen,  dass  diese  Regelungen
 dem  Grunde  nach  unstreitig  sind.  Da  im  Vermittlungsausschuss  derzeit  keine
 Einigung  absehbar  ist,  soll  die  Änderung  des  Pressefusionsrechtes  nunmehr  se-
 parat auf den Weg gebracht werden.

 B.  Lösung

 Durch  eine  Änderung  des  Pressefusionsrechtes  soll  der  Handlungsspielraum
 kleiner  und  mittlerer  Presseunternehmen  erweitert  werden.  Die  Regelungen  zur
 Pressefusionskontrolle  entsprechen  der  Beschlussempfehlung  des  Ausschusses
 für  Wirtschaft  und  Technologie  (9.  Ausschuss)  des  Deutschen  Bundestages
 zum  Achten  Gesetz  zur  Änderung  des  Gesetzes  gegen  Wettbewerbsbeschrän-
 kungen  (Bundestagsdrucksache  17/11053).  Diese  wurden  vom  Deutschen  Bun-
 destag  in  seiner  198.  Sitzung  am  18.  Oktober  2012  beschlossen  (Bundesrats-
 drucksache 641/12).

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Kosten

 Keine.
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen
 Wettbewerbsbeschränkungen zur Änderung des Pressefusionsrechtes

 Vom …
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel 1

 Änderung des Gesetzes
 gegen Wettbewerbsbeschränkungen

 Das  Gesetz  gegen  Wettbewerbsbeschränkungen  in  der
 Fassung  der  Bekanntmachung  vom  15.  Juli  2005  (BGBl.  I
 S.  2114;  2009  I  S.  3850),  das  zuletzt  durch  die  Artikel  1  und  4
 Absatz  2  des  Gesetzes  vom  5.  Dezember  2012  (BGBl.  I
 S.  2403) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  §  35 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Absatz  1  gilt  nicht,  soweit  sich  ein  Unternehmen,
 das  nicht  im  Sinne  des  §  36  Absatz  2  abhängig  ist  und  im
 letzten  Geschäftsjahr  weltweit  Umsatzerlöse  von  weni-
 ger  als  10  Millionen  Euro  erzielt  hat,  mit  einem  anderen
 Unternehmen zusammenschließt.“

 2.  §  36 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

 „(1)  Ein  Zusammenschluss,  durch  den  wirksamer
 Wettbewerb  erheblich  behindert  würde,  insbesondere
 von  dem  zu  erwarten  ist,  dass  er  eine  marktbeherr-
 schende  Stellung  begründet  oder  verstärkt,  ist  vom  Bun-
 deskartellamt zu untersagen. Dies gilt nicht, wenn

 1.  die  beteiligten  Unternehmen  nachweisen,  dass  durch
 den  Zusammenschluss  auch  Verbesserungen  der
 Wettbewerbsbedingungen  eintreten  und  diese  Ver-

 besserungen  die  Behinderung  des  Wettbewerbs  über-
 wiegen, oder

 2.  die  Untersagungsvoraussetzungen  des  Satzes  1  auf
 einem  Markt  vorliegen,  auf  dem  seit  mindestens  fünf
 Jahren  Waren  oder  gewerbliche  Leistungen  angebo-
 ten  werden  und  auf  dem  im  letzten  Kalenderjahr  we-
 niger als 15 Millionen Euro umgesetzt wurden, oder

 3.  die  marktbeherrschende  Stellung  eines  Zeitungs-
 oder  Zeitschriftenverlags  verstärkt  wird,  der  einen
 kleinen  oder  mittleren  Zeitungs-  oder  Zeitschriften-
 verlag  übernimmt,  falls  nachgewiesen  wird,  dass  der
 übernommene  Verlag  in  den  letzten  drei  Jahren  einen
 erheblichen  Jahresfehlbetrag  im  Sinne  des  §  275  Ab-
 satz  2  Nummer  20  des  Handelsgesetzbuchs  hatte  und
 er  ohne  den  Zusammenschluss  in  seiner  Existenz  ge-
 fährdet  wäre.  Ferner  muss  nachgewiesen  werden,
 dass  vor  dem  Zusammenschluss  kein  anderer  Erwer-
 ber  gefunden  wurde,  der  eine  wettbewerbskonfor-
 mere Lösung sichergestellt hätte.“

 3.  In  §  38  Absatz  3  wird  nach  den  Wörtern  „deren  Bestand-
 teilen“  das  Komma  gestrichen  und  werden  die  Wörter
 „ist das Achtfache, für“ eingefügt.

 Artikel 2

 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  Tag  nach  der  Verkündung  in  Kraft.
 Berlin, den 12. März 2013

 Dr. Frank-Walter Steinmeier und Fraktion
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Begründung
 A. Allgemeines

 Die  Regelungen  zur  Änderung  des  Pressefusionsrechtes  ent-
 sprechen  der  Beschlussempfehlung  des  Ausschusses  für
 Wirtschaft  und  Technologie  (9.  Ausschuss)  des  Deutschen
 Bundestages  zum  Achten  Gesetz  zur  Änderung  des  Geset-
 zes  gegen  Wettbewerbsbeschränkungen  (Bundestagsdruck-
 sache  17/11053).  Dieses  Gesetz  wurde  vom  Deutschen  Bun-
 destag  in  seiner  198.  Sitzung  am  18.  Oktober  2012  be-
 schlossen  (Bundesratsdrucksache  641/12).  Das  vorgenannte
 Gesetz  befindet  sich  derzeit  im  Vermittlungsausschuss.  Die
 Regelungsgegenstände  dieses  Vorschlags  stellen  aber  keine
 Anrufungsgründe  für  den  Vermittlungsausschuss  dar.  Es  ist
 daher  davon  auszugehen,  dass  diese  Regelungen  dem
 Grunde  nach  unstreitig  sind.  Da  im  Vermittlungsausschuss
 derzeit  keine  Einigung  absehbar  ist,  sollen  die  Regelungen
 nunmehr separat auf den Weg gebracht werden.

 B. Einzelbegründung

 Zu Artikel 1

 Zu Nummer 1

 Die  Neuregelungen  in  Nummern  1  bis  3  erweitern  angemes-
 sen  den  Handlungsspielraum  kleiner  und  mittlerer  Presseun-
 ternehmen.  Die  in  Nummer  3  vorgesehene  Änderung  der
 Presserechenklausel  (§  38  Absatz  3  GWB)  sollte  zunächst
 nur  für  die  Bagatellmarktklausel  nach  §  35  Absatz  2  Satz  1
 Nummer  2  gelten.  Diese  Änderung  führt  dazu,  dass  nun-
 mehr  auch  die  Bagatellanschlussklausel  nach  §  35  Absatz  2
 Satz 1 Nummer 1 GWB für die Presse Anwendung findet.

 Zu Nummer 2

 Es  handelt  es  sich  um  eine  sektorspezifische  Regelung  für
 Sanierungsfusionen  im  Zeitungs-  bzw.  Zeitschriftenbereich.
 Die  Anforderungen  an  den  Nachweis  eines  Sanierungsfalls
 im  Pressebereich  sollen  nicht  zu  hoch  angesetzt  werden.
 Dies  ist  berechtigt  aufgrund  der  Besonderheiten  im  Presse-
 bereich,  die  aus  den  sich  stark  verändernden  Verhältnissen
 im  digitalen  Medienumfeld  herrühren.  Kleine  und  mittlere
 Presseunternehmen  müssen  die  Möglichkeit  zu  einer  Fusion
 mit  stärkeren  Marktpartnern  haben,  bevor  sie  gezwungen
 sind,  einen  Insolvenzantrag  zu  stellen  und  damit  als  Teil  der
 Pressevielfalt  und  des  publizistischen  Wettbewerbs  gänzlich
 aus  dem  Markt  ausscheiden.  Der  Nachweis  für  die  Notwen-
 digkeit  einer  Fusion  kann  insbesondere  durch  ein  Gutachten
 eines  unabhängigen  Wirtschaftsprüfers  im  Sinne  des  §  319
 Absatz  3  des  Handelsgesetzbuchs  auf  der  Grundlage  wis-
 senschaftlich  anerkannter  Bewertungsmethoden  erbracht
 werden,  das  die  in  §  36  Absatz  1  Nummer  3  genannten  Kri-
 terien  belegt.  Die  spezielle  Regelung  im  Pressebereich  lässt
 die  Beurteilung  von  Sanierungsfusionen  in  anderen  Wirt-
 schaftsbereichen unberührt.

 Zu Nummer 3

 Angesichts  der  Veränderungen  der  wirtschaftlichen  Rahmen-
 bedingungen  für  Presseunternehmen,  die  durch  die  fort-

 schreitende  Entwicklung  der  digitalen  Mediennutzung  ein-
 getreten  sind,  ist  eine  Anpassung  der  pressespezifischen  Auf-
 greifschwelle  (§  38  Absatz  3)  geboten.  Der  Multiplikator
 wird  von  20  auf  8  verringert.  Damit  wird  es  Presse-
 unternehmen  erleichtert,  ihre  wirtschaftliche  Basis  durch  Fu-
 sionen  abzusichern  und  ihre  Wettbewerbsfähigkeit  auch  in
 Konkurrenz  zu  anderen  Mediengattungen  zu  behaupten.  Die
 Reduzierung  des  bisherigen  Multiplikationsfaktors  auf  8  soll
 vor  allem  kleinen  und  mittleren  Zeitungsverlagen  Fusionen
 zur  Steigerung  ihrer  Wettbewerbsfähigkeit  erleichtern.

 Die  durch  die  3.  GWB-Novelle  1976  eingeführte  Rechen-
 klausel  für  Presseerzeugnisse  wird  den  wirtschaftlichen
 Rahmenbedingungen  auf  den  Pressemärkten  angepasst.  Die
 heutigen  Pressemärkte  kennzeichnet  mit  dem  Internet  als
 bedeutendem  Informationsmedium  eine  gewachsene  Kon-
 kurrenz  durch  neue  Anbieter,  andere  Mediengattungen  so-
 wie  ein  geändertes  Mediennutzungsverhalten.  In  diesem
 Umfeld  soll  die  Reduzierung  des  Multiplikationsfaktors  von
 20  auf  8  die  Schwellenwerte  erhöhen,  ab  denen  das  Bundes-
 kartellamt  einen  Zusammenschluss  zwischen  Zeitungs-  oder
 Zeitschriftenverlagen  nach  den  Regeln  der  Fusionskontrolle
 prüft.  Künftig  ist  die  Fusionskontrolle  erst  ab  einem  ge-
 mein-  samen  weltweiten  Umsatz  der  beteiligten  Presse-
 unternehmen  von  62,5  Mio.  Euro,  statt  wie  bisher  ab
 25  Mio.  Euro,  sowie  bei  Inlandsumsätzen  eines  Unterneh-
 mens  von  3,125  Mio.  Euro  und  eines  weiteren  von
 625  000  Euro  anwendbar.  Durch  die  Senkung  des  Mulipli-
 kationsfaktors  wird  auch  die  Bagatellmarktschwelle  in  §  36
 Absatz  1  Satz  2  (neu)  im  Pressebereich  von  750  000  Euro
 auf  1,875  Mio.  Euro  angehoben.  Diese  moderate  Änderung
 erweitert  angemessen  die  Spielräume  der  Verlage  zur  Stabi-
 lisierung  ihrer  wirtschaftlichen  Basis  durch  Zusammen-
 schlüsse  und  steigert  ihre  Wettbewerbsfähigkeit  mit  anderen
 Medien.  Sie  erlaubt  aber  weiterhin  eine  effektive,  den  Be-
 sonderheiten  des  Pressebereichs  Rechnung  tragende  Fusions-
 kontrolle.  Bei  der  Ermittlung  des  Umsatzes  werden  wie  bis-
 her  die  Presseumsätze  als  solche,  d.  h.  Erlöse  aus  Verlag,
 Herstellung  und  Vertrieb  von  Zeitungen,  Zeitschriften  und
 deren  Bestandteilen,  erfasst.  Es  bleibt  dabei,  dass  §  38
 Absatz  3  hinsichtlich  des  Vertriebs  von  Presseerzeugnissen
 auf  allen  Handelsstufen  gegenüber  §  38  Absatz  2  (Handel
 mit  Waren)  die  speziellere  Norm  ist.  Die  Erlöse  aus  dem
 Vertriebsbereich  werden  daher  vollumfänglich  in  Ansatz  ge-
 bracht  und  nicht  nur  zu  drei  Vierteln.  Auf  Erlöse  aus  ande-
 ren  Tätigkeitsbereichen  der  Presseunternehmen  –  wie  zum
 Beispiel  Akzidenzdruck,  Briefzustelldiensten,  bei  „reinen“
 Anzeigenblättern  ohne  nennenswerten  redaktionellen  Inhalt
 oder  Internetportale  der  Verlage  –  findet  der  Multiplika-
 tionsfaktor bereits derzeit keine Anwendung.

 Zu Artikel 2  (Inkrafttreten)

 Die  Vorschrift  regelt  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des
 Gesetzes.
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